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Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 21 der öffentlichen Sitzung am 16.02.2006

Vorlage Nr. 06-F-24-0004

Schließung von Schulzweigen
- Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, SPD, FDP und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 09.02.2006 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung verurteilt die vom Hessischen Kultusministerium am 
27.12.2005 angeordnete Schließung des Realschulzweiges der Kellerskopfschule in Naurod und 
der Förderstufe der Gustav-Stresemann-Schule in Kastel. 

Der Magistrat wird deshalb aufgefordert, weiterhin alle Möglichkeiten gegenüber dem Hessischen 
Kultusministerium zu nutzen, um den Fortbestand dieser Schulzweige zu gewährleisten, da beide 
Schulen die im Qualitätssicherungsgesetz vorgegebenen Richtgrößen erfüllen und als 
Schulstandorte von großer Bedeutung für die beiden Stadtteile sind.

Dabei soll der Magistrat insbesondere prüfen, ob gegen die geplante Schließung des 
Realschulzweigs der Kellerskopfschule Klage beim Verwaltungsgericht angestrengt werden kann, 
weil das Hessische Kultusministerium sich in diesem Fall nicht an das in seinem Erlass vom 9. Juli  
2004 genannten Verfahren zu den Entscheidungsstrukturen nach dem neuen Hessischen 
Schulgesetz hält.

Beschluss Nr. 0117

 
Der gemeinsame Antrag von CDU, SPD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 09.02.2006 
betr.

Schließung von Schulzweigen

wird angenommen. 
   

Dem Magistrat Wiesbaden,          .02.2006
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Dieser Beschluss ist in das Beschluss-
management aufgenommen.

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin
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Der Magistrat Wiesbaden,           .02.2006
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